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Bei Klein- und Schönheitsreparaturen ist es dem/der Budgetbewirtschafter/in freigestellt, 
in eigener Verantwortung jederzeit und ohne Rücksprache mit dem Fachbereich VII -Stadt-
entwicklung, Hochbau und Liegenschaften-, Aufträge zu vergeben und abzuwickeln. Eine 
spätere Einschaltung des Fachbereichs VII -Stadtentwicklung, Hochbau und Liegenschaf-
ten-, etwa bei Unstimmigkeiten mit dem Auftragnehmer im Verlauf der Ausführung oder 
bei der Rechnungsstellung, ist in der Regel nicht möglich. 
 
Bei der Vergabe von Aufträgen für Klein- und Schönheitsreparaturen ist allerdings die Ein-
haltung der in der Mängelliste festgelegten Prioritäten durch den/die Budgetverantwortli-
chen sicherzustellen. 
 
Der Fachbereich VII -Stadtentwicklung, Hochbau und Liegenschaften- ist, ggf. unter Betei-
ligung des Fachbereichs VI -Umwelt, Tiefbau und Stadtreinigung-, in folgenden Fällen ge-
nerell einzuschalten: 
 
a) Bei Baumaßnahmen im Investitionsbereich des Produkthaushalts; 
 
b) Bei Maßnahmen, für die eine Baugenehmigung, eine wasserrechtliche Genehmigung o-

der eine artenschutzrechtliche Genehmigung notwendig ist, wie z.B. Maßnahmen mit 
Auswirkungen auf die Statik des Gebäudes, Veränderungen der Dachkonstruktion, Nut-
zungsänderungen, An- und Neubauten, bauliche Veränderungen im Überschwem-
mungsgebiet durch Einbauten, Fällung bzw. starker Rückschnitt von Bäumen oder groß-
räumige Beseitigung von Hecken und Sträuchern; 

 
c) Bei Maßnahmen an den folgenden technischen Installationen: 
 - Heizkessel, 
 - Elektrohausanschluss bis einschließlich Hauptverteilung, 
 - Wasserhausanschluss bis einschließlich Wasserzähler, 
 - Gashausanschluss bis einschließlich Zähler. 
 
In diesen Fällen liegt die Verantwortung für alle Phasen der Baumaßnahme von der techni-
schen Klärung bis zur Endabrechnung beim Fachbereich VII -Stadtentwicklung, Hochbau 
und Liegenschaften- und dieser entscheidet in Abstimmung mit den Bewirtschaftern/innen 
über Priorität und Zeitpunkt der Ausführung. 
 
Der Fachbereich VII -Stadtentwicklung, Hochbau und Liegenschaften- ist über Termine für 
Begehungen der Gebäude oder Überprüfungen technischer Anlagen durch übergeordnete 
Behörden oder Sachverständige rechtzeitig zu informieren (z.B. Gefahrenverhütungs-
schauen, Wiederkehrende Prüfungen durch Bauaufsicht oder Vorbeugenden Brandschutz, 
Prüfungen durch Sachverständige, etc.). 
 
Bei Prüfungen des Zustands, der Statik oder der Verkehrssicherheit von Großgehölzen ist 
der Fachbereich VI -Umwelt, Tiefbau und Stadtreinigung- zu informieren. 
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fachbereiche VI und VII entscheiden dann nach 
eigenem Ermessen über eine Teilnahme. 
 
Hiervon ausgenommen sind Termine im Rahmen laufender Wartungs- oder Inspektions-
verträge. 

 
f) Interne Leistungsverrechnung (ILV) 

 
Interne Leistungsverrechnung bedeutet die Verrechnung/Erstattung von Aufwendungen 
und Erträgen für Leistungen zwischen den Fachbereichen. Durch sie sollen die Aufwendun-
gen und Erträge der Produkte/Einzelbudgets deutlich gemacht werden. 
 
Die veranschlagten Aufwendungen und Erträge müssen sich ausgleichen. Deshalb können 
auf diesen Plan-/Buchungsstellen keine anderen Aufwendungen und Erträge gebucht wer-
den. 
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Die Aufwands- und Ertrags-Plan-/Buchungsstellen der internen Leistungsverrechnung sind 
nicht im Deckungskreis eines Produkts/Einzelbudgets bzw. Fachbereichsbudgets oder Son-
derbereichsbudgets enthalten und sind nicht übertragbar.  
 
Die Erträge und Aufwendungen der internen Leistungsverrechnungen werden zentral in 
den hierfür beauftragten Sachgebieten bewirtschaftet und dem jeweiligen Produkt/Einzel-
budget zugeordnet (z.B. ILV Geschäftsausgaben, ILV DV-Leistungen, ILV-Reinigungs-
leistungen sowie ein Teil der ILV-Personalkosten). 

 
 
8. Budgetabweichungen 

 
Bei erkennbaren Abweichungen (Budgetüberschreitungen, Leistungsminderung, Qualitätsmin-
derung) während des laufenden Haushaltsjahres hat die Fachbereichsleitung rechtzeitig steuernd 
einzugreifen. 
 
Zeichnet sich im laufenden Haushaltsjahr ab, dass die veranschlagten Erträge und Einzahlungen 
nicht erreicht werden, müssen die Aufwendungen und Auszahlungen eingeschränkt werden, da 
der Zuschussbedarf festgeschrieben ist. 
 
Die Deckung von Abweichungen ist gemäß Punkt IV. Deckungsmöglichkeiten in den Haushalts- 
und Deckungsvermerken vorzunehmen. Lediglich bei über- oder außerplanmäßigen Aufwendun-
gen/Auszahlungen können in begründeten Ausnahmefällen über eine entsprechende Bewilligung 
allgemeine Deckungsmittel zugeteilt werden. 
 
Voraussetzung dafür ist das Verfahren nach § 100 HGO über- und außerplanmäßige Aufwendun-
gen und Auszahlungen. 
 
 
9. Berichtswesen 

 
Im Rahmen der Budgetierung wurde ein flächendeckendes, entwicklungsfähiges, finanzwirt-
schaftliches Berichtswesen für die Verwaltungsführung, den Magistrat, die Stadtverordnetenver-
sammlung und die Budgetverantwortlichen aufgebaut. Die Berichte werden zum 30. Juni, 30. 
September und 31. Dezember erstellt. Die Erstellung des Berichts zum 31. Dezember erfolgt erst 
nach Fertigstellung des Jahresabschlusses. 
 
Zielsetzung des Berichtswesens ist es: 
 
a) regelmäßige Informationen über die Einbringung der Leistungen und die voraussichtliche 

Entwicklung der Aufwendungen und Erträge von Produkten und den Fachbereichsbudgets zu 
erhalten 

 
b) einen aktuellen Gesamtüberblick über den Stand und die Entwicklung der städtischen Finan-

zen zu erhalten 
 
c) rechtzeitig bei Abweichungen und unvorhersehbaren Entwicklungen gegensteuern zu können 
 
Jeder Fachbereich hat der Stabsstelle -Bürgerbeteiligung und Controlling-, die von diesem zum 
30. Juni, 30. September und 31. Dezember angeforderten Daten innerhalb von 4 Werktagen zur 
Verfügung zu stellen. Die Abgabe der Daten zum 31. Dezember erfolgt bis zum 28. Februar des 
Folgejahres. 
 
Die Stabsstelle -Bürgerbeteiligung und Controlling- fasst diese Daten zu einem Quartalsbericht 
zusammen und leitet diesen über den Kämmerer an die Empfänger weiter. Die Weiterleitung an 
die politischen Gremien soll möglichst zeitnah erfolgen. 
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10. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlun-

gen gemäß § 100 HGO 
  

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sind nur zulässig, wenn sie un-
vorhergesehen und unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist.  
 
Über die Leistung dieser Aufwendungen und Auszahlungen entscheidet der Magistrat bis 
75.000 € und die Stadtverordnetenversammlung darüber hinaus. 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen in den Fach-/Sonderbereichsbudgets gelten ohne 
Verfahren nach § 100 HGO als bewilligt, sofern ihre Deckung innerhalb des Ergebnishaushalts 
des Fach-/Sonderbereichsbudgets gewährleistet ist. 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen bis zu einer Höhe von 25.000 € 
in den Fach-/Sonderbereichsbudgets gelten ohne Verfahren nach § 100 HGO als bewilligt, sofern 
ihre Deckung innerhalb des Ergebnishaushalts/Finanzhaushalts des Fach-/ Sonderbereichsbud-
gets gewährleistet ist. Darüber hinaus kann der Magistrat bis zu einer Höhe von 75.000 € ent-
scheiden. 
 
In jedem Fall ist dem Sachgebiet -Finanzen- eine Kopie der Beschlussvorlage vorzulegen. 
 
 
11.  Übertragbarkeit gemäß § 21 GemHVO 
 
Unter der Voraussetzung einer ausgeglichenen Jahresrechnung und der Erreichung der ge-
planten Leistungsmengen und des Qualitätsstandards können nicht verbrauchte Plan-/ Bu-
chungsansätze im Ergebnishaushalt der Fach-/Sonderbereichsbudgets ganz oder teilweise über-
tragen werden. Die Mittel sind längstens bis zum Ende des zweiten auf die Veranschlagung fol-
genden Jahres verfügbar. Die Rückstellungsbildung erfolgt nur auf Antrag beim Sachgebiet -Fi-
nanzen-. 
 
Investitionsauszahlungen bleiben im Investitionshaushalt des Fach-/Sonderbereichsbudgets bis 
zur Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar. Bei Baumaßnahmen und Beschaf-
fungen längstens jedoch 2 Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Bau oder der Ge-
genstand in seinen wesentlichen Teilen benutzt werden kann. Werden Investitionsmaßnahmen 
im Haushaltsjahr nicht begonnen, bleiben die Ansätze für Auszahlungen bis zum Ende des zwei-
ten dem Haushaltsjahr folgenden Jahr verfügbar (die Ausführungen hierzu sind bei den Haus-
halts- und Deckungsvermerken Punkt II. gegeben).  
 
Ausgenommen von der Übertragung sind Aufwendungen der Plan-/Buchungsansätze Verfü-
gungsmittel (§ 13 GemHVO). 
 
Die Fachbereiche melden nach Buchhaltungsschluss auf Anforderung dem Sachgebiet -Finanzen- 
ihre Reste je Maßnahme. Danach erstellt das Sachgebiet -Finanzen- eine Gesamtresteliste und 
legt diese dem Kämmerer zur Abstimmung vor. Der Stadtverordnetenversammlung wird diese 
Liste zur Beschlussfassung vorgelegt. Der Kämmerer kann in dringenden Einzelfällen, diese vorab 
dem Magistrat zur Einzelgenehmigung vorlegen.  
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

D 7



Produkthaushalt 2020/2021  |  Budgetrichtlinien 

 
12. Vorläufige Haushaltsführung gemäß § 99 HGO

(1) Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt gemacht, so darf
die Gemeinde

1. nur die finanziellen Leistungen erbringen, zu denen sie rechtlich verpflichtet ist oder die
für die Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind; sie darf insbesondere
Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen des Finanzhaushalts fortsetzen, für die
im Haushaltsplan eines Vorjahres Beträge vorgesehen waren,

2. die Steuern, deren Sätze für jedes Haushaltsjahr festzusetzen sind, nach den Sätzen des
Vorjahres erheben,

3. Kredite umschulden.

(2) Reichen die Finanzmittel für die Fortsetzung der Bauten, der Beschaffungen und der sonsti-
gen Leistungen des Finanzhaushalts nach Abs. 1 Nr. 1 nicht aus, so darf die Gemeinde Kredite
für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen bis zu einem Viertel der in der
Haushaltssatzung des Vorjahres festgesetzten Kredite aufnehmen.

(3) Der Stellenplan des Vorjahres gilt weiter, bis die Haushaltssatzung für das neue Haus-
haltsjahr bekannt gemacht ist.

13. Deckungsmöglichkeiten

Siehe hierzu Haushalts- und Deckungsvermerke. 

14. Gültigkeit

Diese Budgetrichtlinien treten zum 01.01.2009 in Kraft, einschließlich der Änderungen zum 
01.01.2019 
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